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Band 10. Ein Deutschland in Europa 1989 – 2009 
Bundeskanzler Gerhard Schröder stellt die „Agenda 2010“ vor (14. März 2003) 
 
 
In der Präsentation seines Regierungsprogramms fordert Bundeskanzler Gerhard Schröder mit 
Nachdruck Mut zur Umgestaltung des Sozialstaates mittels struktureller Reformen, wie der 
Finanzkonsolidierung, der Steuersenkung und der Begrenzung sozialstaatlicher Leistungen, um 
die Wirtschaft auf globaler Ebene wettbewerbsfähiger zu machen. 
 

 
 
AGENDA 2010 
 

Regierungserklärung des Bundeskanzlers Schröder vor dem Deutschen Bundestag 

 

 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

 

In der Verantwortung für die Zukunft unseres Landes habe ich der Regierungserklärung ein 

doppeltes Motto vorangestellt. Es beschreibt, worum es heute geht: Mut zum Frieden und Mut 

zur Veränderung. 

 

Wir müssen den Mut aufbringen, für den Frieden zu kämpfen, solange noch ein Funken 

Hoffnung besteht, dass der Krieg vermieden werden kann. 

 

Wir müssen den Mut aufbringen, in unserem Land jetzt die Veränderungen vorzunehmen, die 

notwendig sind, um wieder an die Spitze der wirtschaftlichen und der sozialen Entwicklung in 

Europa zu kommen. 

 

Die Lage — das spürt jeder hier im Haus, aber auch draußen — ist international wie national 

äußerst angespannt. Die Krise um den Irak belastet weltweit die ohnehin labile Konjunktur. 

 

Deutschland hat darüber hinaus — das gilt es ebenfalls zu sehen — mit einer 

Wachstumsschwäche zu kämpfen, die auch strukturelle Ursachen hat. Die Lohnnebenkosten 

haben eine Höhe erreicht, die für die Arbeitnehmer zu einer kaum mehr tragbaren Belastung 

geworden ist und die auf der Arbeitgeberseite als Hindernis wirkt, mehr Beschäftigung zu 

schaffen. Investitionen und Ausgaben für den Konsum sind drastisch zurückgegangen, übrigens 

nicht zuletzt seit an den Börsen allein in Deutschland während der vergangenen drei Jahre rund 

700 Milliarden Euro buchstäblich vernichtet worden sind. 

 



2 
 

In dieser Situation muss die Politik handeln, um Vertrauen wieder herzustellen. 

 

Wir müssen die Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und für mehr Beschäftigung 

verbessern. 

 

Ich möchte Ihnen heute Punkt für Punkt darlegen, welche Maßnahmen nach Überzeugung der 

Bundesregierung vorrangig ergriffen und umgesetzt werden müssen — für Konjunktur und 

Haushalt, für Arbeit und Wirtschaft, für die soziale Absicherung im Alter und bei Krankheit. 

 

Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr 

Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen. 

 

Alle Kräfte der Gesellschaft werden ihren Beitrag leisten müssen: Unternehmer und 

Arbeitnehmer, freiberuflich Tätige und auch Rentner. Wir werden eine gewaltige gemeinsame 

Anstrengung unternehmen müssen, um unser Ziel zu erreichen. 

 

Aber ich bin sicher: Wir werden es erreichen. 

 

[ . . . ] 

 

Meine Damen und Herren, ich habe das Stichwort „Mut zur Veränderung” auch und gerade im 

Innern unseres Landes bereits genannt. Um unserer deutschen Verantwortung in und für 

Europa gerecht zu werden, müssen wir zum Wandel im Innern bereit sein. Entweder wir 

modernisieren, und zwar als soziale Marktwirtschaft, oder wir werden modernisiert, und zwar 

von den ungebremsten Kräften des Marktes, die das Soziale beiseite drängen würden. 

 

Die Struktur unserer Sozialsysteme ist seit 50 Jahren praktisch unverändert geblieben. An 

manchen Stellen, etwa bei der Belastung der Arbeitskosten, führen Instrumente der sozialen 

Sicherheit heute sogar zu Ungerechtigkeiten. Zwischen 1982 und 1998 sind allein die 

Lohnnebenkosten von 34 auf fast 42 Prozent gestiegen. 

 

Daraus ergibt sich nur eine Konsequenz: Der Umbau des Sozialstaates und seine Erneuerung 

sind unabweisbar geworden. Dabei geht es nicht darum, ihm den Todesstoß zu geben, sondern 

ausschließlich darum, die Substanz des Sozialstaates zu erhalten. Deshalb brauchen wir 

durchgreifende Veränderungen. 

 

[ . . . ] 

 

Unsere Agenda 2010 enthält weitreichende Strukturreformen. 

 

Diese werden Deutschland bis zum Ende des Jahrzehnts bei Wohlstand und Arbeit wieder an 

die Spitze bringen. 

 



3 
 

Dadurch werden die Gerechtigkeit zwischen den Generationen gesichert und die Fundamente 

unseres Gemeinwesens gestärkt. 

 

Meine Damen und Herren, ich hatte Ihnen versprochen, die Maßnahmen, die wir in den 

Bereichen, die ich genannt habe, planen, Punkt für Punkt zu erläutern. 

 

Dabei geht es vor allen Dingen um drei Bereiche: 

 

Der erste ist „Konjunktur und Haushalt”. Die dramatische Wirtschaftslage zwingt uns dazu, eine 

neue Balance zwischen Konsolidierung, konjunkturellen Impulsen und steuerlicher Entlastung 

zu schaffen. 

 

Wir werden dabei nicht den Weg gehen, einseitig und egoistisch nur diejenigen zu entlasten, die 

heute aktiv sind, die Kosten aber durch Verschuldung auf künftige Generationen abzuwälzen. 

Das ist kein verantwortbarer Weg. 

 

Deshalb halten wir am Ziel der Haushaltskonsolidierung und am Stabilitätspakt, den wir 

vereinbart haben, fest. Nur: Dieser Pakt darf eben nicht statisch interpretiert werden. 

 

Er lässt Raum und er muss auch Raum lassen für Reaktionen auf unvorhergesehene 

Ereignisse. Phasen wirtschaftlicher Schwäche — in Deutschland und in Europa sind wir in einer 

solchen — dürfen eben nicht durch prozyklische Politik ausgeglichen werden. 

 

Wir sind uns in Europa mit unseren Partnern einig, dass wir auch Möglichkeiten zu Reaktionen 

auf unvorhersehbare Ereignisse brauchen, die möglicherweise als Folgen der Verschärfung von 

Krisen in Regionen in der Welt eintreten. Auch diese Möglichkeit gibt der Stabilitätspakt 

durchaus her. Wir werden diese Möglichkeiten zusammen mit unseren Partnern offensiv 

nutzen. 

 

Allerdings: Der Verweis auf den Stabilitätspakt und die europäische Verantwortung darf nicht als 

Ausrede benutzt werden, jetzt hier nichts zu tun. Auch in der jetzigen Situation müssen und 

wollen wir Wachstumsimpulse setzen. Das muss für die Ermunterung privater Investitionen 

ebenso gelten wie für die öffentlichen Investitionen, insbesondere für die in den Kommunen. 

 

Wir sind verpflichtet, gerade in Zeiten geringen Wachstums oder wirtschaftlicher Stagnation die 

öffentlichen Investitionen auf hohem Niveau zu halten. 

 

Der Bund — wir werden das bei den Haushaltsberatungen diskutieren — kommt dieser 

Verantwortung durchaus nach. 

 

Die Investitionen im Bundeshaushalt steigen in diesem Jahr auf 26,7 Milliarden Euro. 
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Wir werden aber auch die Finanz- und Investitionskraft der Kommunen nachhaltig stärken 

müssen. 

 

[ . . . ] 

 

Dieses Programm ist die notwendige Ergänzung zu unseren Strukturreformen auf der 

Angebotsseite, die ich Ihnen erläutern werde. Beides bedingt einander: Ohne Strukturreformen 

verpufft jeder Nachfrageimpuls. Ohne konjunkturelles Gegensteuern laufen die Reformen 

indessen ins Leere. 

 

Deswegen setzen wir an beiden Seiten an. Wir werden — wie geplant — die nächsten Stufen 

der Steuerreform mit einem Entlastungsvolumen von rund 7 Milliarden Euro am 1. Januar 2004 

und von 18 Milliarden Euro am 1. Januar 2005 ohne Abstriche umsetzen. 

 

Der Eingangssteuersatz wird dann gegenüber 1998 von 25,9 auf 15 Prozent und der 

Spitzensteuersatz von 53 auf 42 Prozent sinken. 

 

Mehr ist nicht zu verkraften. Das muss man klar gegenüber denjenigen sagen, die als 

Patentrezept Steuersenkungen, bis der Staat draufzuzahlen hat, anbieten. Auch das gehört zur 

Wahrheit in diesem Land. 

 

Wollte man die Forderungen, die in die Welt gesetzt werden — sie gehen übrigens keineswegs 

nur zulasten des Bundes, sondern auch zulasten der Länder und der Kommunen; das wissen 

Sie doch alle —, wirklich realisieren, ginge das nur über eine Neuverschuldung oder die 

Erhöhung von Verbrauchsteuern. Anders wäre das nicht vernünftig finanzierbar. 

 

[ . . . ] 

 

Arbeit und Wirtschaft, das ist das Herzstück unserer Reformagenda. Eine dynamisch 

wachsende Wirtschaft und eine hohe Beschäftigungsquote sind die Voraussetzungen für einen 

leistungsfähigen Sozialstaat und damit für eine funktionierende Soziale Marktwirtschaft. Wir 

wollen das Ziel nicht aufgeben, dass jeder, der arbeiten kann und will, dazu auch die 

Möglichkeit bekommt. 

 

Wir haben die Arbeitsmärkte deshalb für neue Formen der Beschäftigung und der 

Selbstständigkeit geöffnet. Wir haben das Programm „Kapital für Arbeit” aufgelegt. Wir haben 

die Bedingungen für die Vermittlung der Arbeitslosen durchgreifend verbessert. Wir haben 

Rechte und Pflichten der Arbeitsuchenden in ein neues Gleichgewicht gebracht. 

 

Wir sind dabei, die Bundesanstalt für Arbeit so umzubauen, dass sie ihrer eigentlichen Aufgabe 

nachkommen kann, nämlich Arbeitslose in Arbeit zu vermitteln und sie nicht bloß zu verwalten. 

 



5 
 

In den letzten Monaten haben wir — teilweise auch gemeinsam — erhebliche Anstrengungen 

unternommen, den Arbeitsmarkt weiter zu flexibilisieren: Wir haben die Zeit- und Leiharbeit von 

bürokratischen Beschränkungen befreit und so aufgewertet, dass die Unternehmen ihren Bedarf 

an qualifizierten Arbeitskräften flexibel decken können. Wir haben die gering bezahlten Jobs bis 

800 Euro massiv von Abgaben entlastet. 

 

Diese Rahmenbedingungen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit werden wir weiter deutlich 

verbessern. 

 

Unser System der Arbeitsvermittlung hat unverkennbare Schwächen. Zu Zeiten der 

Vollbeschäftigung fiel das nicht weiter ins Gewicht und dann haben wir uns 20 Jahre 

Diskussionen geleistet, ohne die Fehlentwicklungen zu korrigieren. 

 

Wir haben die nötigen Reformen angepackt. Aber jetzt müssen die Unternehmen, die offene 

Stellen zu besetzen haben, diese Angebote einer erneuerten Arbeitsverwaltung auch 

annehmen. 

 

Wir haben die Möglichkeiten zur befristeten Beschäftigung verlängert, wie es gefordert worden 

ist, für die über 50-Jährigen sogar ohne zeitliche Grenze. Auch das ist eine Maßnahme, um 

ältere Arbeitslose wieder in Beschäftigung zu bringen. Ich appelliere an die Wirtschaft, das auch 

zu tun. Denn es ist nicht Sache der Bundesregierung, sondern der Unternehmen, so zu 

verfahren, dass auch jemand, der 50 oder älter ist, im Betrieb seine Chance behält oder 

wiederbekommt. Das ist eine Verantwortung, die nicht nur bei der Politik abzuladen ist, sondern 

die die ganze Gesellschaft und speziell die Wirtschaft angeht. Auch sie müssen Verantwortung 

für das Gemeinwesen übernehmen. 

 

Wir werden den Arbeitsmarkt über die Hartz-Reformen hinaus öffnen, Schwarzarbeit 

zurückdrängen und unsere Bemühungen verstärken, dass genügend Ausbildungsplätze 

bereitgestellt werden. Aber es muss auch klar sein: Obwohl wir bei der gesetzlichen Umsetzung 

der Hartz-Vorschläge zügig gearbeitet haben, wird es durchaus eine Zeit dauern, bis die 

entsprechenden Reformen auf dem Arbeitsmarkt greifen. Einfach die aktive Arbeitsmarktpolitik, 

vor allem in den ostdeutschen Bundesländern, zurückzufahren, noch bevor die neuen 

Strukturen aufgebaut sind und ihre Wirkung entfalten können — das kann nicht die Lösung sein 

und das wird auch nicht die Lösung sein. 

 

Wir werden speziell in Ostdeutschland für eine Übergangszeit noch einen zweiten Arbeitsmarkt 

brauchen. Das gilt übrigens nicht nur für Ostdeutschland, sondern auch für andere besonders 

benachteiligte Regionen. 

 

Meine Damen und Herren, wir können es nicht dabei belassen, die Bedingungen für die 

Wirtschaft und die Arbeitsmärkte zu verbessern. Wir müssen auch über das System unserer 

Hilfen nachdenken und uns fragen: Sind die sozialen Hilfen wirklich Hilfen für die, die sie 

brauchen? 
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Ich akzeptiere nicht, dass Menschen, die arbeiten wollen und können, zum Sozialamt gehen 

müssen, während andere, die dem Arbeitsmarkt womöglich gar nicht zur Verfügung stehen, 

Arbeitslosenhilfe beziehen. 

 

Ich akzeptiere auch nicht, dass Menschen, die gleichermaßen bereit sind zu arbeiten, Hilfen in 

unterschiedlicher Höhe bekommen. Ich denke, das kann keine erfolgreiche Integration sein. 

 

Wir brauchen deshalb Zuständigkeiten und Leistungen aus einer Hand. Damit steigern wir die 

Chancen derer, die arbeiten können und wollen. Das ist der Grund, warum wir die Arbeitslosen- 

und Sozialhilfe zusammenlegen werden, und zwar einheitlich auf einer Höhe — auch das gilt es 

auszusprechen —, die in der Regel dem Niveau der Sozialhilfe entsprechen wird. 

 

Wir kommen gleichzeitig den Menschen entgegen, denen wir mehr abverlangen müssen. So 

werden wir damit Schluss machen, dass Langzeitarbeitslose, die einen Job annehmen, 

sämtliche Ansprüche auf Transferleistungen verlieren. Deswegen werden wir eine bestimmte 

Zeit Langzeitarbeitslosen, die eine Beschäftigung aufnehmen, deutlich mehr als die bisherigen 

15 Prozent der Transfers belassen. Das soll und wird ein Anreiz für die Aufnahme von Arbeit 

sein. 

 

Ich denke, wir setzen damit ein eindeutiges Signal für diejenigen Menschen in unserer 

Gesellschaft, die länger als zwölf Monate arbeitslos sind. Niemandem aber wird künftig gestattet 

sein, sich zulasten der Gemeinschaft zurückzulehnen. Wer zumutbare Arbeit ablehnt — wir 

werden die Zumutbarkeitskriterien verändern —, der wird mit Sanktionen rechnen müssen. 

 

Darüber hinaus reformieren wir das Arbeits- und das Sozialrecht an den Stellen, an denen sich 

im Laufe der Jahre Beschäftigungshemmnisse entwickelt haben. Aber auch hier vorweg eine 

Bemerkung: Der Kündigungsschutz, wie er zum Wesen unserer sozialen Marktwirtschaft gehört, 

ist nicht nur eine soziale, sondern auch eine ökonomische und eine kulturelle Errungenschaft. 

 

Unser Land ist nicht durch Gesetze des Dschungels oder durch bedenkenloses „Hire and Fire”, 

sondern durch selbstbewusste Arbeitnehmer stark geworden, deren Motivation eben nicht 

Angst ist, sondern der Wille, gemeinsam mit tüchtigen Unternehmern etwas zu leisten. 

 

Wir wissen aber, welche gewaltigen Veränderungen an der ökonomischen Basis unserer 

Gesellschaft stattfinden. Wir müssen deshalb auch den Kündigungsschutz für 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie für die Unternehmen besser handhabbar machen. 

Das gilt insbesondere für die Kleinbetriebe mit mehr als fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Für sie muss und wird die psychologische Schwelle bei Neueinstellungen überwunden werden. 

Der Wirtschafts- und Arbeitsminister hat dazu Vorschläge entwickelt. Diese werden ohne 

Abstriche umgesetzt werden. 

 

[ . . . ] 
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Darüber hinaus werden wir — Sie sollten das durchaus in Kumulation sehen — eine wahlweise 

Abfindungsregelung bei betriebsbedingten Kündigungen einführen. Im Falle solcher 

Kündigungen soll der Arbeitnehmer zwischen der Klage auf Weiterbeschäftigung und einer 

gesetzlich definierten und festgelegten Abfindungsregelung wählen können. 

 

Schließlich werden wir die Sozialauswahl so umgestalten, dass auch in wirtschaftlich 

schwierigen Zeiten die Leistungsträger unter den Beschäftigten im Unternehmen gehalten 

werden können. Statt der Sozialauswahl nur nach starren Kriterien wie Alter oder Dauer der 

Betriebszugehörigkeit sollen in Zukunft die Prioritäten auch direkt zwischen 

Arbeitnehmervertretern und Arbeitgebern erarbeitet und verbindlich gemacht werden. Das 

erhöht die Planungssicherheit für die Betriebe und senkt die Hürde für Neueinstellungen. 

 

Dieses Ziel verfolgen wir auch mit einer weiteren Maßnahme. Für Existenzgründer werden wir 

die maximale Befristung von Arbeitsverhältnissen auf vier Jahre verdoppeln. Existenzgründer 

werden zudem in den ersten vier Jahren von den Pflichtbeiträgen an die Handwerks- und 

Industrie- und Handelskammern freigestellt. 

 

Abgerundet wird diese Strategie für mehr Beschäftigung durch Maßnahmen zur Bekämpfung 

der Schwarzarbeit, die immer noch Zuwachsraten hat, die uns alle beschämen müssen. 

 

Natürlich ist es ein Gebot der Moral und der Solidarität, Schwarzarbeit gesellschaftlich zu 

ächten, es ist aber auch ein Gebot der gesellschaftlichen und ökonomischen Vernunft. Wir 

haben bereits durch die Hartz-Reform legale Beschäftigung attraktiver gemacht. 

 

Für unsere Volkswirtschaft sind Konzerne und Großunternehmen gewiss wichtig. Aber der 

Motor des Wachstums ist und bleibt der Mittelstand. 

 

Mittelständische Unternehmen klagen über hohe Lohnnebenkosten und über bürokratische 

Vorschriften. Deshalb werden wir kleine Betriebe künftig deutlich besser stellen. Wir werden das 

Steuerrecht für Kleinstbetriebe radikal vereinfachen, die Buchführungspflichten reduzieren und 

auch damit die Steuerbelastung kräftig senken. Mit dem Small Business Act verbessern wir die 

Startbedingungen in die Selbstständigkeit. 

 

Wer sich selbstständig macht und damit für sich und andere Arbeitsplätze schafft, der hat 

unsere Anerkennung und unsere politische Unterstützung. 

 

Es darf nicht sein — auch das gilt es klar zu machen —, dass Unternehmensgründer und viele 

kleinere Unternehmen inzwischen mehr Zeit für ihre Bankengespräche aufwenden als für die 

Entwicklung und Vermarktung ihrer Produkte. 

 

Wir müssen in diesem Zusammenhang auch deutlich machen, dass ungeachtet von 

Schwierigkeiten gerade im Finanzierungssektor — Schwierigkeiten übrigens, die auch durch 

Managementfehler in diesem Bereich entstanden sind und nicht durch die Politik — die in 
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diesem Markt tätigen Institute ihre eigentliche Aufgabe, nämlich nicht zuletzt die 

mittelständische Wirtschaft mit Finanzierungsmöglichkeiten zu versorgen, besser wahrnehmen 

müssen, als das in der letzten Zeit der Fall gewesen ist. 

 

Die Bundesregierung, die staatlichen Institutionen können nicht an die Stelle der privaten 

Finanzierungsinstitute treten. Sie können nur ergänzend tätig werden. Deshalb haben wir mit 

dem Programm „Kapital für Arbeit” und den so genannten Nachrangdarlehen, die bei der 

Bewertung der Kreditwürdigkeit wie Eigenkapital behandelt werden können, die 

Kreditbedingungen für die Unternehmen verbessert. Aber die langfristigen 

Refinanzierungsmöglichkeiten müssen durch die privaten Institutionen dargestellt werden. 

 

Es wäre ein Fehler, davon auszugehen, dass Entbürokratisierung und mehr Flexibilität immer 

nur von der einen Seite der Gesellschaft eingefordert werden könnten und werden dürften. 

Nein, wir müssen auch das Handwerksrecht modernisieren und so verschlanken, damit es im 

Handwerk wieder mehr Existenzgründungen gibt, mehr Arbeitsplätze entstehen und die, die es 

gibt, etwa durch erleichterte Betriebsübernahmen besser gesichert werden können, als das in 

der Vergangenheit der Fall war. 

 

[ . . . ] 

 

Arbeitsrecht und Tarifverträge ergänzen sich in Deutschland zu einem dichten Netz geregelter 

Arbeitsbeziehungen. Das schafft Sicherheit. Aber es ist häufig nicht so flexibel und 

ausdifferenziert, wie es in einer komplexen Volkswirtschaft im internationalen Wettbewerb sein 

muss. Die Verantwortlichen — Gesetzgeber wie Tarifpartner — müssen in Anbetracht der 

wirtschaftlichen Situation und der Arbeitsmarktlage ihre Gestaltungsspielräume nutzen, um 

Neueinstellungen zu erleichtern. Dazu ist es unabdingbar, dass in den Tarifverträgen Optionen 

geschaffen werden, die den Betriebspartnern Spielräume bieten, Beschäftigung zu fördern und 

zu sichern. 

 

Übrigens, in der Praxis gibt es — auch das gilt es einmal klar zu machen — eine Vielzahl 

erfolgreicher Beispiele für solche Öffnungsklauseln auf dem Boden des geltenden 

Tarifvertragsrechtes. Diese Erfolge sollte man nicht kleinschreiben. 

 

Diese Erfolge haben Arbeits- und Ausbildungsplätze geschaffen und die Wettbewerbsfähigkeit 

der Betriebe verbessert. 

 

Dabei ist klar, dass Betriebsvereinbarungen zu Standort- und Arbeitsplatzsicherung, die auf der 

Grundlage von Öffnungsklauseln getroffen werden, dem Vorbehalt der Zustimmung durch die 

Tarifvertragsparteien unterliegen. 

 

Es muss aber auch klar sein, dass uns dogmatische Unbeweglichkeit ebenso wenig voranbringt 

wie aggressive Angriffe auf das Tarifsystem. 
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In den Tarifverträgen muss durch geeignete Regelungen ein entsprechend flexibler Rahmen 

geschaffen werden. Das ist die Herausforderung für die Tarifpartner und es ist auch ihre 

Verantwortung. Art. 9 des Grundgesetzes gibt der Tarifautonomie Verfassungsrang. Aber das 

ist nicht nur ein Recht, sondern auch eine Verpflichtung; denn Art. 9 verpflichtet die 

Tarifparteien zugleich, Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt zu 

übernehmen. Hier kann und darf niemand Einzelinteressen über die gesamtgesellschaftliche 

Entwicklung stellen. 

 

Ich erwarte also, dass sich die Tarifparteien entlang dessen, was es bereits gibt —, aber in weit 

größerem Umfang —, auf betriebliche Bündnisse einigen, wie das in vielen Branchen bereits 

der Fall ist. Geschieht das nicht, wird der Gesetzgeber zu handeln haben. 

 

[ . . . ] 

 

Solidarität, der Schutz der Schwächeren und die Absicherung gegen Lebensrisiken sind nicht 

nur ein Verfassungsauftrag. Sie sind nach meiner festen Überzeugung das Fundament unserer 

Gesellschaftsordnung. 

 

Nicht erst seit den letzten Wochen erleben wir eine ganz und gar unsinnige Debatte, in der so 

getan wird, als stünden wir vor der Alternative, den Sozialstaat abzuschaffen oder so zu 

erhalten, wie er ist. Wer angesichts radikal veränderter Bedingungen der ökonomischen Basis 

unserer Gesellschaft die Frage so stellt, der hat bereits verloren. 

 

Es liegt doch auf der Hand, dass eine Gesellschaft wie die unsere eine wirklich gute Zukunft nur 

als Sozialstaat haben kann. Anders als in einem Sozialstaat lässt sich Zusammenarbeit in 

komplexen Ordnungen, in einer Gesellschaft, in der sich der Altersaufbau, die Art und Dauer 

der Arbeitsverhältnisse, aber auch die kulturellen Gegebenheiten dramatisch verändern, gar 

nicht organisieren. Aber wir müssen aufhören — das ist der Kern dessen, was wir vorschlagen 

—, die Kosten von Sozialleistungen, die der Gesellschaft insgesamt zugute kommen, immer nur 

und immer wieder dem Faktor Arbeit aufzubürden. 

 

Gewiss: Wir werden erhebliche Einsparungen durch Umstrukturierungen im System und durch 

Abbau von Bürokratie erreichen. Aber es wird unausweichlich nötig sein, Ansprüche und 

Leistungen zu streichen, Ansprüche und Leistungen die schon heute die Jüngeren über Gebühr 

belasten und unserem Land Zukunftschancen verbauen. 

 

Die Menschen in den Betrieben und Büros erwarten, dass wir die Belastung durch Steuern und 

Abgaben senken. Ich betone noch einmal: Mit den Stufen 2004 und 2005 werden wir das tun. 

Durch unsere Maßnahmen zur Erneuerung der sozialen Sicherungssysteme senken wir die 

Lohnnebenkosten. Das ist gewiss nicht immer einfach und die Maßnahme, die wir zusätzlich 

durchführen müssen, ist es erst recht nicht. Wir werden das Arbeitslosengeld für die unter  
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55-Jährigen auf zwölf und für die über 55-Jährigen auf 18 Monate begrenzen, weil dies 

notwendig ist, um die Lohnnebenkosten im Griff zu behalten. Es ist auch deswegen notwendig, 

um vor dem Hintergrund einer veränderten Vermittlungssituation Arbeitsanreize zu geben. 

 

Natürlich gibt es darüber keine Begeisterung. Das kann doch gar nicht anders sein und das 

habe ich überhaupt nicht anders erwartet. Es gibt gelegentlich Maßnahmen, die ergriffen 

werden müssen und die keine Begeisterung auslösen, übrigens auch bei mir nicht. Trotzdem 

müssen sie sein. Deswegen werden wir sie auch umsetzen. 

 

[ . . . ] 

 

Ich habe das, was ich „Agenda 2010” genannt habe, vorgestellt. Ich habe beschrieben, was wir 

leisten müssen, um unsere Schwierigkeiten zu überwinden — Schritt für Schritt, gar keine 

Frage, aber wir müssen das anpacken — und Deutschlands Stärke neu zu entwickeln. Unser 

Land hat — daran kann doch kein Zweifel bestehen — große Potenziale, Potenziale, die wir 

durch eine gemeinschaftliche Anstrengung wecken können und wecken müssen. 

 

Wir verlangen der Gesellschaft heute etwas ab, aber wir tun es, damit den Menschen neue 

Chancen eingeräumt werden, Chancen, ihre Fähigkeiten zu entwickeln und Höchstleistungen 

zu erbringen. 

 

Diese Chancen wollen wir uns erarbeiten. Das heißt zuerst: Chancen für Bildung und 

Investitionen in Forschung und Entwicklung. 

 

Andere Länder haben uns vorgemacht, dass weitreichende Strukturreformen mit verstärkten 

Investitionen in Bildung und Forschung einhergehen müssen, wenn man dauerhaft Erfolg haben 

will. Aber Folgendes gilt es miteinander zu überwinden: In keinem vergleichbaren Industrieland 

entscheidet die soziale Herkunft in so hohem Maße über die Bildungschancen wie in 

Deutschland. Das darf nicht so bleiben. 

 

[ . . . ] 

 

Unser Land muss wieder zu einem Zentrum der Zuversicht in Europa werden — unsertwegen, 

aber auch Europas wegen. 

 

Ich kann mir vorstellen, dass es in Verbänden und anderswo viele Neunmalkluge gibt, die 

bereits unterwegs sind, um neue Forderungen zu stellen, noch ehe die bereits erfüllten 

Forderungen wirklich umgesetzt worden sind. Ihnen allen sage ich: Nicht alle Probleme, vor 

denen wir heute stehen, sind erst gestern entstanden. Nicht alle Lösungen, über die wir heute 

diskutieren, können schon morgen wirken. Aber ich bin entschlossen, nicht mehr zuzulassen, 

dass Probleme auf die lange Bank geschoben werden, weil sie kaum überwindbar erscheinen. 
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Meine Damen und Herren, ich will nicht hinnehmen, dass Lösungen an Einzelinteressen 

scheitern, weil die Kraft zur Gemeinsamkeit nicht vorhanden ist. 

 

Wir Deutsche können stolz sein auf die Kraft unserer Wirtschaft, auf die Leistungen unserer 

Menschen, auf die Stärke unserer Nation wie auch auf die sozialen Traditionen unseres 

Landes. 

 

Wir haben alles, um eine gute Zukunft für unsere Kinder zu schaffen. Wenn alle mitmachen und 

alle zusammenstehen, dann werden wir dieses Ziel erreichen. 

 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

 
 
 
 
Quelle: Gerhard Schröder, „Agenda 2010 – Regierungserklärung vor dem Deutschen 
Bundestag, 14. 3. 2003“, www.bundesregierung.de/ThemenA-Z/Agenda2010-
R.9768/Regierungserklärung.htm. 
 


